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Sehr geehrter Herr Konkolewsky,

Herr Minister

Sehr geehrte Damen und Herren

1. Einleitung

Ich danke für Ihre Einladung zur Teilnahme an diesem Fachsymposium und die

Möglichkeit, Ihnen einen neuen Ansatz der Schweizer Arbeitsinspektion

vorstellen zu dürfen.

Vorweg möchte ich Ihnen die Grobstruktur der Schweizer Wirtschaft sowie

einige Eckdaten zum Arbeitnehmerschutz aufzeigen:
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Sie sehen, dass die Schweiz – wie manche europäischen Länder – eine ausge-

sprochen kleinbetrieblich geprägte Wirtschaftsstruktur aufweist, was die Ar-

beitsaufsicht und die Politik von Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz

bekanntlich nicht einfacher macht.

Das Arbeitsschutzrecht ist in der Schweiz nicht in einem einzigen Erlass zu-

sammengefasst, sondern auf verschiedene Gesetzgebungen aufgeteilt:

Das Arbeitsgesetz (ArG) regelt den allgemeinen Gesundheitsschutz am Ar-

beitsplatz mit dem Wortlaut:

"Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum Schutze der Gesundheit der Ar-

beitnehmer alle Massnahmen zu treffen, die nach der Erfahrung not-

wendig, nach dem Stand der Technik anwendbar und den Verhältnissen

des Betriebes angemessen sind. Er hat im weiteren die erforderlichen

Massnahmen zum Schutze der persönlichen Integrität der Arbeitnehmer

vorzusehen.

Und weiter:

Der Arbeitgeber hat insbesondere die betrieblichen Einrichtungen und

den Arbeitsablauf so zu gestalten, dass Gesundheitsgefährdungen und

Überbeanspruchungen der Arbeitnehmer nach Möglichkeit vermieden

werden."

Demgegenüber enthält das Unfallversicherungsgesetz nebst der obligatori-

schen Berufsunfall- und Berufskrankheitenversicherung auch die Vorschriften

über die Arbeitssicherheit, die im schweizerischen Recht als Verhütung der ver-

sicherten Berufsunfälle und Berufskrankheiten definiert ist.

Das sogenannte Mitwirkungsgesetz stellt die aktive Beteiligung der Arbeit-

nehmerschaft in allen Belangen der Arbeitssicherheit und des Gesundheits-

schutzes sicher und das Gesetz über die Sicherheit von Technischen Ein-

richtungen und Geräten regelt in diesem speziellen Zusammenhang die Si-

cherheitsanforderungen an Arbeitsmittel. Mit diesen Bestimmungen wurden in
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der Schweiz im Bereich des Arbeitnehmerschutzes weitgehend EU-konforme

Verhältnisse geschaffen.

Der Vollzug des Arbeits- und des Unfallversicherungsgesetzes ist in der

Schweiz föderalistisch und eher kompliziert organisiert, er ist aufgeteilt zwi-

schen den 26 kantonalen Arbeitsinspektoraten, dem Staatssekretariat für Wirt-

schaft (seco) und der Schweizerischen Unfallversicherungsanstalt (Suva). Die

Verantwortlichkeitsbereiche sind dabei wie folgt zugeordnet: Die Einhaltung des

Arbeitsgesetzes wird – ähnlich wie in Deutschland - durch die kantonalen Ar-

beitsinspektorate unter der Oberaufsicht des Bundes sichergestellt, mit der

Durchführung des Unfallversicherungsgesetzes im Bereich der Arbeitssicherheit

sind die Suva gemeinsam mit den kantonalen Arbeitsinspektoraten und dem

seco beauftragt. Die sogenannte Eidgenössische Koordinationskommission für

Arbeitssicherheit (EKAS) hat zur Aufgabe, das komplexe Vollzugssystem zu

betreuen, d.h. das Zusammenwirken der verschiedenen Vollzugsorgane zu re-

geln, eine einheitliche Vollzugspraxis sicherzustellen, Vollzugsaktionen und Si-

cherheitsprogramme zu planen und durchzuführen sowie die Beziehungen zu

den Betrieben und den Sozialpartnern zu pflegen. In ihr sind die Organe der

öffentlichen Arbeitsaufsicht und – mit beratender Stimme – die Sozialpartner

vertreten.

2. Berufsunfälle und Berufskrankheiten, arbeitsassoziierte Gesundheits-

probleme

Hier sehen Sie die Entwicklung der Zahl der Berufsunfälle und Berufskrankhei-

ten:
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Das Hauptziel aller Aktivität im Bereich der Arbeitssicherheit und des Gesund-

heitsschutzes auf nationaler Ebene ist eine weitere Senkung der Berufsunfälle,

Berufskrankheiten und – je länger desto ausgeprägter – der sogenannten ar-

beitsassoziierten Gesundheitsprobleme. Denn während die Fälle von Be-

rufsunfällen und Berufskrankheiten, nicht zuletzt wegen der zunehmend höhe-

ren technischen Sicherheit der Arbeitsmittel, eine sinkende Tendenz aufweisen,

beobachten wir in Europa, und so auch in der Schweiz, gegenwärtig eine steti-

ge Zunahme der arbeitsassoziierten Gesundheitsprobleme als Folge psychoso-

zialer Belastungsfaktoren und ergonomisch unzureichender Arbeitsplatzbedin-

gungen. Sie werden mit dem weiteren Wachstum des tertiären Wirtschaftssek-

tors, aber auch etwa der demographischen Alterung der Arbeitsbevölkerung,

weiterhin an Bedeutung gewinnen, weshalb der Arbeitsorganisation und der

Ergonomie künftig ein höheres Gewicht beigemessen wird.
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Eine neue Studie des seco belegt die hohen volkswirtschaftlichen Kosten, we l-

che als Folge von Stress bei der Arbeit entstehen, und gerade die durch psy-

chosoziale Belastungsfaktoren bedingten Gesundheitsprobleme weisen darauf

hin, dass der umfassende Arbeitnehmerschutz nicht allein durch Vorschriften

gewährleistet werden kann. Die Sensibilisierung und Mitwirkung der Arbeit-

nehmerschaft bilden hier eine unabdingbare Voraussetzung zur Schaffung von

gesundheitsförderlichen Arbeitsbedingungen im Betrieb.

Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz sind wesentliche Elemente des be-

trieblichen Risikomanagements und müssen daher als elementare Führungs-

aufgaben der obersten Unternehmensleitung wahrgenommen werden. Da sie

in erster Linie den operativen Unternehmensbereich betreffen, besteht vorwie-

gend bei den mittleren und grösseren Unternehmen die Absicht, die entspre-

chenden Bestimmungen in ein bestehendes oder projektiertes Managementsy-

stem zu integrieren. Die damit einhergehende Gleichstellung dieser Führungs-

aufgaben mit jenen des allgemeinen Qualitäts- und Umweltschutzmanagements

schafft die Basis für eine Sicherheits- und Gesundheitskultur und stützt zu-

dem die Eigenverantwortlichkeit.

Die gesetzlichen Vorschriften über die Arbeitssicherheit verpflichten die Betrie-

be
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Arbeitsärzte und andere Spezialisten der Arbeitssicherheit (kurz: ASA)

beizuziehen, wenn es zum Schutz der Gesundheit der Arbeitnehmer und

für ihre Sicherheit erforderlich ist.

Bei diesen Spezialisten der Arbeitssicherheit handelt es sich je nach Gefähr-

dungslage um sog. Sicherheitsfachleute, Sicherheitsingenieure, Arbeitshygieni-

ker und/oder Arbeitsärzte, deren erforderliche Fachqualifikationen wiederum

gesetzlich festgelegt sind.

Die Betriebe haben in Eigenverantwortlichkeit eine systematische Gefähr-

dungsanalyse vorzunehmen, die erforderlichen Massnahmen zu planen und

umzusetzen. Aufgabe der Spezialisten der Arbeitssicherheit – oder eben ASA –

ist es, die Betriebe dabei zu unterstützen und zu beraten, ohne dass die Unte r-

nehmensleitung dadurch von ihrer gesetzlichen Verantwortung entbunden wür-

de. Den Betrieben stehen unterschiedliche Optionen offen, der gesetzlichen

Forderung des ASA-Beizugs nachzukommen: sie können eigene qualifizierte

Spezialisten im Arbeitsverhältnis anstellen oder externe Berater im Mandats-

verhältnis beschäftigen, z.B. im Rahmen einer überbetrieblichen Modelllösung,

oder wie im häufigsten Fall: durch die Beteiligung an einer sog. Branchenlö-

sung.

3. Die neue Ausrichtung des schweizerischen Arbeitnehmerschutzes

Die neue Ausrichtung des schweizerischen Arbeitnehmerschutzes basiert auf

zwei Leitlinien.

• Die erste Leitlinie bildet das Konzept der Beurteilung des Gesundheitsge-

fährdungpotentials und der Massnahmenplanung auf der Ebene der Bran-

che statt in jedem einzelnen Betrieb.

Branchenlösungen, die von den entsprechenden Branchenverbänden un-

ter Beteiligung der jeweiligen Arbeitnehmerorganisationen erarbeitet wer-

den, stellen einen neuen Ansatz zur Schaffung der Grundlage eines umfas-

senden Gesundheitsschutzes für die Betriebe eines ganzen Wirtschafts-

zweiges mit zahlreichen gemeinsamen Merkmalen dar. Branchenlösungen
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haben nicht zuletzt deshalb eine grosse Bedeutung, weil – wie ich bereits

eingangs erwähnte – 98 % aller Betriebe in der Schweiz weniger als 50 Per-

sonen beschäftigen. Es wäre wenig sinnvoll, jeden einzelnen Betrieb gewis-

sermassen das Rad neu erfinden zu lassen; mit unvertretbarem Aufwand

und fragwürdigem Erfolg. Mit gemeinsamen Lösungen aller Betriebe einer

Branche können zudem wirtschaftliche Wettbewerbsverzerrungen durch

Betriebe mit einem Leistungsdumping im Arbeitnehmerschutz verringert

werden. Das fördert auch die Akzeptanz der Regelungen.

Branchenlösungen unterliegen der Genehmigung durch die Koordinati-

onskommission für Arbeitssicherheit; es wird vorausgesetzt, dass sie unter

Beteiligung von Fachleuten und der Sozialpartner auf der Ebene des ent-

sprechenden Branchenverbandes ausgearbeitet wurden.

Wesentliche Bestandteile einer Branchenlösung bilden das Leitbild und die

Ziele im Bereich des Gesundheitsschutzes sowie die kollektive Gefahre-

nermittlung und Risikoanalyse. Deren Ergebnis bildet die Basis für die

Ableitung der Art und des Umfangs notwendiger Vorgaben und Schutz-

massnahmen bezüglich der technischen Einrichtungen und Geräte, der Si-

cherheitseinrichtungen, der Sicherheits- und Notfallorganisation, der Ar-

beitsorganisation, der Ausbildung und Mitwirkung der Arbeitnehmerschaft in

den Belangen des Gesundheitsschutzes, der Eigenkontrolle bis hin zur Bei-

zugsregelung für die Spezialisten der Arbeitssicherheit. Aus diesen Ele-

menten, wie auch aus unterstützenden Arbeitsmitteln für die individuelle

Gefahrenermittlung setzt sich die Begleitdokumentation zusammen, welche

den angeschlossenen Betrieben abgegeben wird.

Den detaillierten Inhalt können sie diesem Beispiel der Branchenlösung des

Verbandes der Schweizerischen Schreinermeister und Möbelfabrikanten

entnehmen

Die Finanzierung der Branchenlösungen wird in der Regel mit einer einma-

lig zu leistenden Anschlussgebühr und einem jährlichen Mitgliederbeitrag

durch die angeschlossenen Betriebe sichergestellt, wobei der letztere für die

periodische Aktualisierung des Sicherheitshandbuches, den Mindestumfang
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an persönlicher Betreuung und Schulung durch Spezialisten der Arbeitssi-

cherheit sowie die Versorgung mit Sicherheits- und Gesundheits-

Checklisten aufkommt.

Betriebe, die keinem Verband angehören, sind nicht verpflichtet, einer Bran-

chenlösung beizutreten; der Beitritt steht ihnen jedoch offen. Der Anschluss

an eine genehmigte Branchenlösung hat den Vorteil, dass – wenn der Be-

trieb sie korrekt umsetzt – er von der Vermutung profitiert, seine gesetzli-

chen Pflichten erfüllt zu haben. Wer sich hingegen keiner Branchenlösung

anschliesst, hat den Nachweis zu erbringen, dass er eine gleichwertige

andere Lösung anwendet.

• Die zweite Leitlinie des neuen Arbeitsschutzkonzepts betrifft die Arbeitsin-

spektion: Die in der Vergangenheit vorwiegend punktuellen und techni-

schen Kontrollen und Massnahmen werden abgelöst durch eine ganzheitli-

che Prüfung des betrieblichen Systems des Risikomanagements.

Hauptansprechpartner der Aufsichtsbehörden sind hierbei die verantwortli-

chen Führungskräfte in den Betrieben, wobei jeweils die Beteiligung der Ar-

beitnehmervertretung gemäss den Bestimmungen des Mitwirkungsgesetzes

verlangt wird.

Die Grundlage für die Durchführung einer ASA-Systemkontrolle bilden ei-

nerseits ein Grundlagenblatt mit einer zusammenfassenden Auswertung der

Ergebnisse und andererseits einer von drei standardisierten Fragebogen,

welcher dem Grad des Gefährdungspotential des zu besuchenden Betriebes

entspricht. Das Vorgehenskonzept bei der Systemkontrolle ist das Folgende:

Der wesentliche Vorteil der Systemkontrolle gegenüber der traditionellen

Inspektion liegt in ihrer grösseren Wirkung, selbst wenn auch sie nicht flä-

chendeckend durchgeführt werden kann. Zudem wird dadurch eine höhere

Einheitlichkeit im föderalistischen Vollzug erzielt.

Das Ergebnis einer Systemkontrolle wird dem Betrieb schriftlich mitgeteilt.

Die erkannten Lücken und Defizite im betrieblichen Sicherheitskonzept
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sowie andere Mängel, die im Rahmen von Stichprobenkontrollen festgestellt

wurden, müssen vom Betrieb durch verhältnismässige, aber verbindlich

durchzusetzende Massnahmen innert einer angemessenen Frist behoben

werden. Die Vollzugsorgane sind beauftragt, den Betrieb dabei in beraten-

der Funktion zu unterstützen.

4. Der heutige Stand

Die neue Regelung wurde im Jahr 1996 mit einer Übergangsfrist bis Ende 1999

eingeführt. Einen Wermutstropfen bildet der Umstand, dass die meisten Betrie-

be und teils auch Branchen mit der Umsetzung zu spät, d.h. oftmals erst nach

Ablauf der Übergangsfrist, begonnen haben. Der gesetzlich verlangte Zustand

ist somit heute in manchen Bereichen noch nicht hergestellt.

Auf der positiven Seite dürfen wir demgegenüber festhalten, dass bis heute von

der EKAS doch bereits 66 Branchenlösungen genehmigt werden konnten,

durch welche ein Abdeckungsgrad der Arbeitnehmerschaft in der Grössen-

ordnung von 30 - 40 % erreicht wird. Der ergebnisorientierte Umsetzungprozess

und der erreichte Sicherheitsstandard werden mit Hilfe einiger Führungskenn-

grössen kontrolliert werden.

Erfreulich ist auch, dass vereinzelt auch Branchen, die aufgrund ihrer Arbeits-

bedingungen dazu gar nicht verpflichtet wären, auf freiwilliger Basis eigene

Branchenlösungen erarbeitet haben, um so den Gesundheitsschutz zu erhö-

hen, wie es z.B. der Schweizerische Treuhänder-Verband tat. Generell wird in

zahlreichen Betrieben die Arbeitssicherheit und der Gesundheitsschutz durch

eine entsprechende Basisschulung eigener Mitarbeiter verstärkt wahrgenom-

men.

Eine weiterer Erfolg der Neuorientierung ist der Befund, dass Fachverbände

von Spezialisten der Arbeitssicherheit wie die Schweizerischen Gesell-

schaften für Arbeitssicherheit, Arbeitshygiene, Arbeitsmedizin und Ergonomie

steigende Mitgliederzahlen verzeichnen und an Bedeutung gewinnen. Insbe-

sondere die zunehmende Aktivität im Bereich der Ergonomie ist ein Indiz dafür,

dass der Begriff des allgemeinen betrieblichen Gesundheitsschutzes in der jün-
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geren Zeit, neben der traditionellen Arbeitssicherheit, eine umfassendere Be-

deutung erha lten hat.

5. Ausblick

Dank einer offenen Haltung der Europäischen Agentur für Sicherheit und

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz in Bilbao kann sich die Schweiz seit

1999 zusammen mit den anderen Ländern der EFTA an deren Aktivitäten betei-

ligen. Zur Zeit sind wir von der Direktion für Arbeit des seco daran, unter Betei-

ligung der interessierten Kreise einen sog. „Focal Point Schweiz“ aufzubauen

und damit die entsprechenden Internetauftritte verschiedener im Bereich des

Arbeitnehmerschutzes aktiver Institutionen zu koordinieren. Mit den Projekten

der EU-Agentur soll generell die Informations- und Datenlage verbessert wer-

den, wobei das „Statusprojekt: Gesundheit am Arbeitsplatz“ einen ersten wert-

vollen Schritt zur Verbesserung des Wissens über den Stand in der Schweiz

bildet. Durch unsere Beteiligung an diesem Projekt werden Vergleiche statisti-

scher Resultate zwischen der Schweiz und den andern Ländern Europas mög-

lich, was wiederum für die Erfolgskontrolle der aktuellen Entwicklung im Bereich

des Arbeitnehmerschutzes in der Schweiz dienlich sein wird.

Welche weiteren Schritte sind notwendig? Für die Stärkung der Eigenverant-

wortung und Eigeninitiative der Betriebe ist eine weitere Sensibilisierung und

Motivierung der Öffentlichkeit für die Anliegen des Gesundheitsschutzes am

Arbeitsplatz notwendig. Hierzu dienen u.a. die periodisch lancierten Informati-

onskampagnen zu aktuellen Themen wie rückenfreundliches Arbeiten, Ver-

halten am Bildschirm usw.

Der eigentliche Vollzugsdruck muss vor allem auf jene Betriebe erhöht wer-

den, welche eine ungünstige Schadenbilanz aufweisen und bezüglich der Um-

setzung der neuen Bestimmungen eine passive und abwartende oder klar ne-

gative Haltung einnehmen.

Mit den bisherigen und vorgesehenen Massnahmen erwarten wir mittelfristig,

dass die neuen Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzes mit dem Praxisan-
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satz einer vorrangig branchenorientierten und standardisierten Form auf breiter

Basis eingeführt und erfolgreich angewendet werden.

Ich danke für Ihr Interesse und stehe Ihnen für die Beantwortung von Fragen

gerne zur Verfügung.


